6. Wahlperiode 
Deutscher Bundestag 


Drucksache VI/2604 


Große Anfrage 

der Fraktion der CDU/CSU 


betr.: Arbeitsprogramm der Bundesregierung zu den 
inneren Reformen in der 6. Legislaturperiode 


Die Bundesregierung hat in der Antwort auf die Große Anfrage 
der Fraktion der CDU/CSU vom 16. Dezember 1970 betr. Ar- 
beitsprogramm der Bundesregierung zu innenpolitischen Vor- 
haben (Drucksache VI/1620) ihr Arbeitsprogramm unter ande- 
rem so skizziert (Drucksache VT/1953 vom 12. März 1971): 

„Es soll als Planungsinstrument der politischen und prak- 
tischen Durchführung der inneren Reformen in zeitlicher, 
sachlicher, finanzieller und gesamtwirtschaftlicher Hinsicht 
dienen. Dementsprechend umfaßt es die Zielsetzungen, deren 
Verwirklichung bis zum Ende dieser Legislaturperiode er- 
reicht oder eingeleitet werden soll, sowie solche, für die bis 
zum Ende der Legislaturperiode zunächst Konzeptionen ent- 
wickelt werden müssen. 1 ' 

„Die Mittel für dieses Programm sind im geltenden Finanz- 
plan eingesetzt. Wie das Arbeitsprogramm wird auch der 
Finanzplan regelmäßig überprüft und mit den haushalts- 
mäßigen Möglichkeiten und konjunkturpolitischen Notwen- 
digkeiten abgestimmt. Dabei wird insbesondere auf die 
Wiedergewinnung und Sicherung der Stabilität in der Wirt- 
schaft geachtet werden. Die nächste Überprüfung wird bei 
der Fortschreibung der Finanzplanung für die Jahre 1971 
bis 1975 im Sommer dieses Jahres vorgenommen werden. 
Hierbei werden auch die gesamtwirtschaftlichen Kosten sol- 
cher Vorhaben geprüft werden, die nicht den Haushalt des 
Bundes oder der hilfsfiskalischen Einrichtungen berühren." 

Nachdem die Bundesregierung nunmehr den Finanzplan des 
Bundes bis 1975 und den Haushaltsentwurf 1972 beschlossen 
hat, fragen wir die Bundesregierung: 


I. 

Ist die Bundesregierung jetzt bereit, dem Deutschen Bundestag 
den Inhalt ihres in zeitlicher, sachlicher und finanzieller Hin- 
sicht überprüften und fortgeschriebenen Arbeitsprogramms be- 
kanntzugeben und dabei insbesondere folgende Fragen zu be- 
antworten: 
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1. Welche Teile der Sachplanung der Bundesregierung sollen 
nach dem revidierten Arbeitsprogramm in dieser Legisla- 
turperiode erreicht werden? 

2. Welche Teile des bisherigen Arbeitsprogramms kann die 
Bundesregierung aufgrund der inzwischen notwendig ge- 
wordenen Konsolidierung der Finanzplanung in dieser Le- 
gislaturperiode nicht mehr realisieren? 

3. Welchen Stand haben die Planungen und Vorarbeiten der 
Bundesregierung bei denjenigen Zielsetzungen und Vor- 
haben erreicht, 

a) deren Verwirklichung bis zum Ende dieser Legislatur- 
periode eingeleitet werden soll, 

b) deren längerfristige Lösung sie in dieser Legislatur- 
periode voranbringen will, 

c) deren längerfristige Lösung sie in dieser Legislatur- 
periode vorbereiten will, 

c) für sie bis zum Ende der Legislaturperiode zunächst 
Konzeptionen entwickeln will? 


II. 


Ist die Bundesregierung noch der Auffassung, daß der reale 
Zuwachs der öffentlichen Investitionen und der Anteil der In- 
vestitionsausgaben der öffentlichen Hand an den Gesamtaus- 
gaben entscheidend für die zukünftige gesellschaftliche und 
volkswirtschaftliche Entwicklung ist, weil die öffentlichen In- 
vestitionen die materielle Voraussetzung aller Reformmaßnah- 
men sind? 

1. Wie stellt sich die Bundesregierung zu der Kritik, 

- die Bundesregierung habe ihr Versprechen, den Anteil 
der öffentlichen Investitionen am Sozialprodukt zu erhö- 
hen, nicht wahrgemacht, 

- in der Finanzplanung des Bundes bis 1975 sei gegenüber 
der bisher geltenden Finanzplanung keine Steigerung der 
Investitionsausgaben vorgesehen, 

- vielmehr sei real sogar ein Rückgang zu befürchten? 

2. Wie hoch sind die Investitionsausgaben, die jährlichen Zu- 
wachsraten und die Investitionsquoten der Bundesausga- 
ben in den einzelnen Jahren 1970 bis 1975, und welche Ver- 
änderungen ergeben sich dabei gegenüber der bisher gelten- 
den Finanzplanung? 
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Welche Ausgaben rechnet die Bundesregierung dabei zu den 
Investitionen? 
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3. Wie hoch ist der Zuwachs der öffentlichen Sachinvestitio- 
nen von Bund, Ländern und Gemeinden in den Jahren 1970 
und 1971 

- in jeweiligen Preisen (nominal), 

- in konstanten Preisen (real), 

jeweils im Vergleich zum Durchschnitt der jährlichen Zu- 
wachsraten der Jahre 1960 bis 1969, insbesondere in den Be- 
reichen Straßen- und Brückenbau, Wohnungsbau, Kranken- 
hausbau, Bau von Schulen, Universitäten und anderen 
öffentlichen Hochbauten? 


4. Wie beurteilt die Bundesregierung die Möglichkeiten für 
eine künftige reale Steigerung der öffentlichen Investitionen 
in Anbetracht der Tatsache, daß die Preissteigerungen in den 
letzten 1 V 2 Jahren zum Beispiel 

- im gesamtwirtschaftlichen Durchschnitt (Deflator) 12,5 v. H. 
(Durchschnitt I. Halbjahr 1971 gegenüber Durchschnitt 
1969), 

- für Wohngebäude 23,4 v. H. (Mai 1971 gegenüber Novem- 
ber 1969), 

- für den Straßenbau 22,1 v. H. (Mai 1971 gegenüber Novem- 
ber 1969), 

- für Investitionsgüter 13,6 v.H. (Juni 1971 gegenüber De- 
zember 1969) 

betragen? 


III. 


Wie hoch gibt die Bundesregierung den um die jeweiligen 
Preissteigerungsraten (Lebenshaltungskostenindex) bereinig- 
ten durchschnittlichen realen Einkommenszuwachs an 

bei Einkünften aus 

- Renten der gesetzlichen Rentenversicherungen, 

- Sparguthaben, 

- Kindergeld 

in den Jahren 1970 und 1971 jeweils im Vergleich zum Durch- 
schnitt des jährlichen realen Einkommenzuwachses der Jahre 
1960 bis 1969? 

Wie hoch gibt die Bundesregierung den Substanzverlust be- 
stehenden Geldvermögens (aufgeteilt nach Anlageformen) 
durch die Geldentwertung in den Jahren 1970 und 1971 jeweils 
im Vergleich zum Durchschnitt der Jahre 1960 bis 1969 an? 
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IV. 

Kann die Bundesregierung Angaben darüber machen, ob und 
welche konkreten Pläne, Zielsetzungen oder Vorstellungen sie 
zur Zeit hinsichtlich der sachlichen Gestaltung, der zeitlichen 
Realisierung und der finanziellen Absicherung von wichtigen 
gesellschaftspolitischen Vorhaben hat, insbesondere 

- Verbesserung des Bildungswesens, 

- Ausbau des Verkehrswesens, 

- Umweltschutz, 

- Verbesserung des Kindergeldes und des Familienlastenaus- 
gleichs, 

- Öffnung der Rentenversicherung für Selbständige, 

- Verbesserung der Alterssicherung von Frauen und Kleinst- 
rentnern, 

- Beteiligung breiter Bevölkerungsschichten am Zuwachs des 
Produktivkapitals, 

- Verbesserung der Kapitalstruktur der mittelständischen Wirt- 
schaft? 


Bonn, den 27. September 1971 


Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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Begründung 


Die Bundesregierung hat ihr Amt mit dem Anspruch angetreten, 
eine „Politik der inneren Reformen" zu verfolgen. Noch im 
Oktober 1970 erklärte der Bundeskanzler öffentlich, die Bun- 
desregierung habe sich über die weitere Arbeit bis zum Ende 
der Legislaturperiode bis ins einzelne verständigt und verfüge 
über ein sachlich verzahntes, zeitlich geplantes und finanziell 
abgesichertes - allerdings nur internes - Arbeitsprogramm. 

Daraufhin brachte die CDU/CSU-Fraktion am 16. Dezember 
1970 eine Große Anfrage betr. Arbeitsprogramm der Bundes- 
regierung zu innenpolitischen Vorhaben (Drucksache VI/1620) 
ein. Fast drei Monate später, am 12. März 1971, legte die Bundes- 
regierung dazu eine schriftliche Antwort (Drucksache VI/ 1953) 
vor, in der trotz einer beigefügten umfangreichen Anlage „Über- 
sicht über das Arbeitsprogramm der Bundesregierung zu den 
inneren Reformen in der 6. Legislaturperiode" keine einzige 
der Fragen klar und verbindlich beantwortet wurde. Statt des- 
sen nahm die Regierung Zuflucht zu Aussagen über Planungs- 
theorie und zu polemischen Angriffen und Unterstellungen ge- 
genüber der parlamentarischen Opposition. Nicht nur von der 
CDU/CSU-Fraktion sondern auch in der Öffentlichkeit wurde 
diese Art der Antwort auf Kernfragen der Politik kritisch als an 
Provokation von Parlament und Öffentlichkeit grenzend ge- 
wertet. 

In der Debatte am 24. März 1971 verharrte die Bundesregierung 
in dieser Haltung: Sie verweigerte kategorisch die Antwort 
und verwies einmal auf den Herbst 1971, zum anderen auf die 
Haushaltsberatungen vom Februar, obwohl sie damals wieder- 
um erklärt hatte, erst bei der Beantwortung der Großen An- 
frage werde ausführlich über das Reformprogramm der Bun- 
desregierung und die Möglichkeiten seiner Realisierung zu 
sprechen sein. 

In diesem Zusammenhang meinte der Bundeskanzler: „Zu den 
Dingen dieses Staates gehört auch ein Mindestmaß an Ordnung 
der Arbeit im Verhältnis zwischen Regierung und Opposition" 
und „Was die Regierung im Parlament sagt, bestimmt die Re- 
gierung". 

Die Aussagen des Bundeskanzlers, der Ressortminister und 
der Regierungssprecher zum „Reformprogramm" sind bis heute 
ungenau, widersprüchlich und unverbindlich geblieben; sie 
lassen beliebige Interpretationen zu. 

Der Bundesregierung fehlte es bisher an Mut und Entschlossen- 
heit, ein konsolidiertes Arbeitsprogramm vorzulegen und die 
Konsequenzen aus den Stabilitätsverlusten der vergangenen 
zwei Jahre zu ziehen. Statt sich zu ihrem Teil der Verantwor- 
tung für den Geldwertverfall und die Verluste an Stabilität und 
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Wachstum, die einer Realisierung solider Reformen den Boden 
weitgehend entzogen haben, zu bekennen, hält die Bundesre- 
gierung verbal an unerfüllbaren Reformversprechen fest. 

Einerseits provoziert sie damit eine zunehmende - von ihr als 
reaktionär klassifizierte - Abneigung gegen Reformen als Reak- 
tion auf die Sinnentwertung des Reformbegriffs und die pau- 
schale Abwertung alles bisher Geschaffenen und Geleisteten. 
Andererseits überläßt sie viele der für Reformen nach wie vor 
aufgeschlossenen Bürger, insbesondere die Jugend, einer wach- 
senden Enttäuschung und Resignation über die Nichtrealisie- 
rung erweckter Hoffnungen. Dadurch erhalten zugleich jene 
Kräfte Auftrieb, die unserem Gesellschafts- und Wirtschafts- 
system die Kraft und die Fähigkeit zur Weiterentwicklung ab- 
sprechen wollen und deshalb „Reformen 11 zur Überwindung und 
Beseitigung „des Systems" unverhohlen fordern. 

Die Anfrage der CDU/CSU-Fraktion soll der Bundesregierung 
abermals Gelegenheit geben, ihrer Verantwortung besser als 
bisher gerecht zu werden. Parlament und Öffentlichkeit haben 
einen Anspruch darauf, von der Bundesregierung nach den Be- 
schlüssen über die Finanzplanung und den Haushaltsentwurf 
1972 zu erfahren, wie sie in der ihr noch verbleibenden Zeit 
dieser Legislaturperiode dem Anspruch gerecht werden will, 
„Regierung der inneren Reformen 11 zu sein. 
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